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B 126 Sozialversicherungszentrum

Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018

Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung

     Einführungsgesetz
zu den Bundesgesetzen über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung und über die In-
validenversicherung
(Gesetz über das Sozialversicherungszen-
trum; SoVZG)

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

gestützt auf Artikel 61 des Bundesgesetzes über die 
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom
20. Dezember 19461 und auf Artikel 54 des Bundes-
gesetzes über die Invalidenversicherung (IVG) vom 
19. Juni 19592,
nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates 
vom 17. April 2018,

beschliesst:

I.

1 Sozialversicherungszentrum

1.1 Allgemeines

§  1
Rechtsform und Sitz

1 Das Sozialversicherungszentrum des Kantons Lu-
zern ist eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener 
Rechtspersönlichkeit.

1 SR 831.10
2 SR 831.20

http://db.clex.ch/link/Bund/831.10/de
http://db.clex.ch/link/Bund/831.20/de
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2 Der Verwaltungsrat bestimmt den Sitz des Sozial-
versicherungszentrums.

§  2
Aufgaben

§  2 Abs. 5 (geändert)

1 Das Sozialversicherungszentrum koordiniert den 
Vollzug der Bundesgesetzgebung über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung und die Invaliden-
versicherung durch die kantonale Ausgleichskasse 
und die kantonale IV-Stelle sowie die weiteren Aufga-
ben, die das Bundesrecht diesen Organen überträgt.

2 Der Kanton überträgt dem Sozialversicherungszen-
trum die Durchführung der Arbeitslosenversicherung 
gemäss dem Bundesgesetz über die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschä-
digung (AVIG) vom 25. Juni 19821. Soweit dieses 
Gesetz keine Bestimmungen enthält, sind die Einzel-
heiten in den entsprechenden Erlassen geregelt. 

3 Der Kanton kann dem Sozialversicherungszentrum 
mit Zustimmung des Bundes weitere Aufgaben über-
tragen. Die Einzelheiten sind in den entsprechenden 
Erlassen geregelt.  

4 Das Sozialversicherungszentrum stellt für die Erfül-
lung der Aufgaben gemäss den Absätzen 1–3 das 
notwendige Personal und die notwendige Infrastruk-
tur zur Verfügung.

5 Der Regierungsrat kann mit anderen Kantonen ver-
einbaren, dass das Sozialversicherungszentrum für 
diese Aufgaben gemäss den Absätzen 1–3 über-
nimmt.

5 Der Regierungsrat kann mit anderen Kantonen ver-
einbaren, dass das Sozialversicherungszentrum Auf-
gaben gemäss den Absätzen 1–3 für sie übernimmt.

1 SR 837.0

http://db.clex.ch/link/Bund/837.0/de
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§  3
Gliederung

1 Das Sozialversicherungszentrum gliedert sich in

a. die Ausgleichskasse Luzern (nachfolgend Aus-
gleichskasse),

b. die IV-Stelle Luzern (nachfolgend IV-Stelle),

c. das Geschäftsfeld Wirtschaft und Arbeit,

d. gegebenenfalls weitere Geschäftsfelder.

§  4
Ausgleichskasse und IV-Stelle

1 Die Ausgleichskasse und die IV-Stelle sind zwei se-
parate kantonale öffentlich-rechtliche Anstalten mit 
eigener Rechtspersönlichkeit. Sie haben ihren Sitz 
am Sitz des Sozialversicherungszentrums. 

2 Die Ausgleichskasse und die IV-Stelle nehmen alle 
Aufgaben wahr, die ihnen das Bundesrecht überträgt.
Sie vollziehen diese Aufgaben selbständig und han-
deln in eigenem Namen.

3 Die Ausgleichskasse und die IV-Stelle arbeiten nach
Massgabe des Bundesrechts zusammen.

§  5
Organe

1 Organe des Sozialversicherungszentrums sind

a. der Verwaltungsrat,
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b. die Geschäftsleitung,

c. die Revisionsstelle.

2 Der Verwaltungsrat und die Revisionsstelle gemäss 
Absatz 1a und c sind gleichzeitig der Verwaltungsrat 
und die Revisionsstelle der Ausgleichskasse und der 
IV-Stelle.

§  6
Aufsicht

1 Der Regierungsrat übt die Oberaufsicht über 
das Sozialversicherungszentrum aus, soweit 
nicht eine spezielle Aufsicht des Bundes besteht. 

2 Die Aufsicht über die Durchführung übertragener 
kantonaler Aufgaben im Sinn von § 2 Absatz 3 ist in 
den entsprechenden Erlassen geregelt.

1.2 Verwaltungsrat

§  7
Aufgaben

1 Der Verwaltungsrat ist das oberste Organ des Sozi-
alversicherungszentrums, der Ausgleichskasse und 
der IV-Stelle. Er nimmt die Aufsicht wahr, soweit das 
Bundesrecht oder das kantonale Recht nicht etwas 
anderes vorsehen.

2 Der Verwaltungsrat

a. wählt die Geschäftsleitung und deren Vorsitzen-
den oder Vorsitzende,
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b. erteilt und widerruft die Genehmigung der Wahl 
des Personals der zweiten Hierarchiestufe des 
Sozialversicherungszentrums,

c. bezeichnet die Revisionsstelle,

d. erlässt die notwendigen Reglemente, wie das 
Geschäftsreglement und das Personalreglement,

e. genehmigt das Organigramm und den Stellen-
plan des Sozialversicherungszentrums,

f. stellt Gesuche für die Ausführung von Aufgaben 
der Ausgleichskasse durch Dritte nach Artikel 63 
Absatz 5 des Bundesgesetzes über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom 20.
Dezember 19461,

g. legt die Grundsätze zur Erhebung der Verwal-
tungskostenbeiträge nach Artikel 69 Absatz 1 
AHVG fest,

h. erteilt und widerruft die Genehmigung der Wahl 
der Leiterinnen und Leiter der AHV-Zweigstellen,

i. legt den Beitrag an die Kosten der AHV-Zweig-
stellen fest,

j. beschliesst das Budget, die Jahresrechnung und 
den Jahresbericht des Sozialversicherungszen-
trums und der Ausgleichskasse; vorbehalten 
bleibt der Beschluss des Budgets der IV-Stelle 
sowie des Budgets des Geschäftsfeldes 
Wirtschaft und Arbeit betreffend die obligatori-
sche Arbeitslosenversicherung durch den Bund,

1 SR 831.10

http://db.clex.ch/link/Bund/831.10/de
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k. nimmt von den Berichten der Revisionsstelle 
Kenntnis,

l. nimmt zu allen Geschäften Stellung, die dem 
Bund zur Genehmigung vorzulegen sind, und 
prüft deren Auswirkungen auf den Kanton.

3 Der Verwaltungsrat kann die Vorbereitung und die 
Ausführung seiner Beschlüsse und die Überwachung
von Geschäften Ausschüssen oder einzelnen Mitglie-
dern zuweisen. Er sorgt für eine angemessene Be-
richterstattung unter seinen Mitgliedern.

4 Die Reglemente des Verwaltungsrates sind in der 
Gesetzessammlung des Kantons zu veröffentlichen.

§  8
Wahl und Zusammensetzung

1 Der Verwaltungsrat besteht aus fünf bis neun Mit-
gliedern. Der Regierungsrat wählt den Präsidenten 
oder die Präsidentin und die übrigen Mitglieder des 
Verwaltungsrates. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Sozialversicherungszentrums können dem Ver-
waltungsrat nicht angehören.

2 Der oder die Vorsitzende der Geschäftsleitung 
nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrates mit 
beratender Stimme teil. Er oder sie kann Anträge 
stellen. Der Verwaltungsrat kann bei Bedarf weitere 
Mitglieder der Geschäftsleitung und Dritte zuziehen.

3 Die Amtsdauer beträgt zwei Jahre. Die Wiederwahl 
ist maximal fünf Mal möglich. Der Regierungsrat re-
gelt die Einzelheiten der Wahl und der Abberu-
fung sowie der Entschädigung der Mitglieder des 
Verwaltungsrates durch Verordnung.
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1.3 Geschäftsleitung

§  9
Zusammensetzung

§  9 Abs. 2 (geändert)

1 Der Geschäftsleitung gehören an:

a. der Leiter oder die Leiterin der Ausgleichskasse,

b. der Leiter oder die Leiterin der IV-Stelle,

c. der Leiter oder die Leiterin des Geschäftsfeldes 
Wirtschaft und Arbeit,

d. gegebenenfalls weitere vom Verwaltungsrat be-
zeichnete Mitglieder.

2 Der Verwaltungsrat wählt ein Mitglied nach Absatz 1
zum Vorsitzenden oder zur Vorsitzenden der Ge-
schäftsleitung.

2 Der Verwaltungsrat wählt ein Mitglied nach Absatz 1
zum oder zur Vorsitzenden der Geschäftsleitung.

§  10
Aufgaben

1 Die Geschäftsleitung führt das Sozialversicherungs-
zentrum.

2 Sie erfüllt diejenigen Aufgaben, die nach der Ge-
setzgebung des Bundes und des Kantons und nach 
dem Reglement des Verwaltungsrates nicht der Aus-
gleichskasse, der IV-Stelle, dem Geschäftsfeld 
Wirtschaft und Arbeit oder einem anderen Geschäfts-
feld zur selbständigen Erledigung zugewiesen sind.

§  11
Leiterinnen und Leiter der Ausgleichskasse, der IV-
Stelle und des Geschäftsfeldes Wirtschaft und Arbeit
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1 Die Leiterinnen und Leiter der Ausgleichskasse, der
IV-Stelle und des Geschäftsfeldes Wirtschaft und 
Arbeit

a. sind verantwortlich für die zweckmässige Ver-
wendung ihrer Mittel,

b. erlassen für ihr Geschäftsfeld interne Weisungen,

c. können einzelne ihrer Aufgaben delegieren,

d. vertreten die Ausgleichskasse beziehungsweise 
die IV-Stelle oder das Geschäftsfeld Wirtschaft 
und Arbeit nach aussen und verkehren direkt mit 
den Bundesstellen, den Beitragspflichtigen und 
den Versicherten,

e. nehmen in ihrem Geschäftsfeld alle Aufgaben 
wahr, die nicht einem anderen Organ übertragen 
sind.

1.4 Revisionsstelle

§  12

1 Die Revisionsstelle prüft das Rechnungswesen und 
die Geschäftsführung des Sozialversicherungszen-
trums. Soweit es um den Vollzug von Bundesrecht 
geht, erfüllt sie zudem die Revisionsaufgaben nach 
der Bundesgesetzgebung. Vorbehalten bleiben Revi-
sionen des Bundes.

2 Die Revisionsberichte sind dem Präsidenten oder 
der Präsidentin des Verwaltungsrates, der Geschäfts-
leitung und gegebenenfalls dem Bund zuzustellen.

1.5 AHV-Zweigstellen
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§  13
Errichtung und Kostenbeitrag

1 Jede Einwohnergemeinde errichtet eine AHV-
Zweigstelle. Diese untersteht fachlich der direkten 
Aufsicht der Ausgleichskasse.

2 Wo die Verhältnisse es rechtfertigen, kann die Aus-
gleichskasse mehreren Einwohnergemeinden bewilli-
gen, eine gemeinsame AHV-Zweigstelle zu errichten.

3 Die Einwohnergemeinden erhalten von der Aus-
gleichskasse einen jährlichen Beitrag an die Kosten 
der AHV-Zweigstellen.

§  14
Führung

1 Der Gemeinderat wählt zur Sicherstellung der ord-
nungsgemässen Führung der AHV-Zweigstelle einen 
Leiter oder eine Leiterin und stellt das notwendige 
Personal zur Verfügung.

2 Die Wahl des Leiters oder der Leiterin der AHV-
Zweigstelle ist vom Verwaltungsrat zu genehmigen. 
Die Genehmigung erfolgt nach dem Bestehen einer 
von der Ausgleichskasse durchgeführten Fähigkeits-
prüfung.

3 Ist die ordnungsgemässe Führung einer Zweigstelle
nicht gewährleistet, trifft die Ausgleichskasse die er-
forderlichen Massnahmen und beantragt dem Ver-
waltungsrat nötigenfalls den Widerruf der Genehmi-
gung der Wahl des Leiters oder der Leiterin der AHV-
Zweigstelle.

1.6 Arbeitgeberkontrolle
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§  15

1 Die Ausgleichskasse führt eine Kontrollstelle, wel-
che die Arbeitgeberkontrollen nach Artikel 68 Absatz 
2 AHVG sicherstellt. Die Kontrollstelle erstattet dem 
Leiter oder der Leiterin der Ausgleichskasse peri-
odisch Bericht.

2 Die Ausgleichskasse kann externe Kontrollstellen 
mit der Durchführung von Arbeitgeberkontrollen be-
auftragen. Diese müssen die Voraussetzungen von 
Artikel 68 AHVG erfüllen.

1.7 Personal

§  16

1 Soweit der Bund im Rahmen seiner Kompetenzen 
keine abweichenden Regelungen trifft, gilt für das 
Personal des Sozialversicherungszentrums das Ge-
setz über das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis 
(Personalgesetz) vom 26. Juni 20011, mit Ausnahme 
der §§ 3, 43 und 69. Die §§ 30a–32, 35, 36 und 60 
sind sinngemäss anwendbar.

2 Für personalrechtliche Entscheide, die nicht dem 
Verwaltungsrat vorbehalten sind, bestimmt das Per-
sonalreglement die Zuständigkeit.

2 Finanzierung

§  17
Grundsätze

1 SRL Nr. 51

http://srl.lu.ch/data/51/de
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1 Die Verwaltungskosten des Sozialversicherungs-
zentrums werden anteilmässig von der Ausgleichs-
kasse, der IV-Stelle und der Arbeitslosenversiche-
rung gedeckt

a. bei der Ausgleichskasse und den AHV-Zweigstel-
len durch Verwaltungskostenbeiträge gemäss Ar-
tikel 69 Absätze 1, 2 und 2bis AHVG,

b. bei der IV-Stelle durch Kostenvergütungen ge-
mäss Artikel 67 Absatz 1a des Bundesgesetzes 
über die Invalidenversicherung (IVG) vom 19. 
Juni 19591.

c. bei der obligatorischen Arbeitslosenversicherung 
durch Beiträge gemäss Artikel 92 Absätze 1, 7 
und 7bis AVIG.

2 Die Finanzierung übertragener kantonaler Aufgaben
im Sinn von § 2 Absatz 3 richtet sich nach den Be-
stimmungen in den entsprechenden Erlassen.

3 Das Sozialversicherungszentrum hat die zur sach-
gemässen Aufteilung notwendigen Rechnungen zu 
führen.

§  18
Haftungs- und Reservefonds

§  18 Abs. 3 (geändert)

1 Die Ausgleichskasse führt

a. einen Fonds zur Sicherstellung der Haftung des 
Kantons nach Artikel 70 AHVG,

1 SR 831.20

http://db.clex.ch/link/Bund/831.20/de
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b. einen Reservefonds für besondere Aufwendun-
gen der Ausgleichskasse.

2 Die Fonds werden von der Ausgleichskasse ange-
legt und sind angemessen zu verzinsen.

3 Der Präsident oder die Präsidentin des Verwal-
tungsrates und der Direktor oder die Direktorin der 
Ausgleichskasse verfügen kollektiv über die Fonds.

3 Der Präsident oder die Präsidentin des Verwal-
tungsrates und der Leiter oder die Leiterin der Aus-
gleichskasse verfügen kollektiv über die Fonds.

§  19
Beitragserlass

1 Vor Erlass der Mindestbeiträge im Sinn von Artikel 
11 Absatz 2 AHVG ist der Gemeinderat am Wohnsitz 
der Versicherten anzuhören. 

2 Die Gemeinden tragen die Hälfte der erlasse-
nen Mindestbeiträge. Der Anteil der einzelnen 
Gemeinde berechnet sich nach der ständigen Wohn-
bevölkerung des Vorjahres gemäss den Erhebungen 
der Lustat Statistik Luzern.

3 Haftung und Rückgriff

§  20
Haftung

1 Die Haftung für Schäden aus der bundesrechtlichen
Tätigkeit der Ausgleichskasse, der IV-Stelle und  der 
obligatorischen Arbeitslosenversicherung des Ge-
schäftsfeldes Wirtschaft und Arbeit richtet sich nach 
Bundesrecht.
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2 Die Haftung für Schäden aus der Erfüllung von 
übertragenen kantonalen Aufgaben im Sinn von § 2 
Absatz 3 richtet sich nach dem Haftungsgesetz vom 
13. September 19881.

§  21
Rückgriff

1 Der Rückgriff auf die Gemeinden, das Sozialversi-
cherungszentrum oder das fehlbare Personal richtet 
sich nach dem Haftungsgesetz2.

2 Das Sozialversicherungszentrum kann auf die fehl-
baren Mitglieder des Verwaltungsrates Rückgriff neh-
men. Die Bestimmungen des Haftungsgesetzes3 gel-
ten sinngemäss.

4 Datenschutz

§  22

1 Die Ausgleichskasse, die IV-Stelle, das Geschäfts-
feld Wirtschaft und Arbeit sowie die übrigen Ge-
schäftsfelder des Sozialversicherungszentrums be-
achten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die einschlä-
gigen Bestimmungen des Datenschutzes.

5 Schlussbestimmungen

§  23
Rechtsschutz

1 SRL Nr. 23
2 SRL Nr. 23
3 SRL Nr. 23

http://srl.lu.ch/data/23/de
http://srl.lu.ch/data/23/de
http://srl.lu.ch/data/23/de
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1 Das Recht auf Einsprache und Beschwerde gegen 
Verfügungen der Ausgleichskasse und der IV-Stelle 
richtet sich nach den Bestimmungen des Bundesge-
setzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversiche-
rungsrechts vom 6. Oktober 20001.

§  24
Übergangsbestimmungen

1 Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes

a. übernimmt das Sozialversicherungszentrum die 
Anstellungsverhältnisse der Ausgleichskasse, der
IV-Stelle und des Kantons betreffend die Dienst-
stelle Wirtschaft und Arbeit,

b. gehen sämtliche übrigen Rechte und Pflichten 
des Kantons betreffend die Dienststelle 
Wirtschaft und Arbeit auf das Sozialversiche-
rungszentrum über.

2 Das Gesetz über die Einführung des Bundesgeset-
zes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
vom 7. September 19922 und das Gesetz über die 
Einführung des Bundesgesetzes über die Invaliden-
versicherung vom 7. September 19923 bleiben an-
wendbar für die Revision und die Genehmigung der 
jeweiligen Rechnungen der Ausgleichskasse und der 
IV-Stelle für das letzte Geschäftsjahr vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes. Die Aufsichtskommissionen 
der Ausgleichskasse und der IV-Stelle genehmigen 
die jeweiligen Rechnungen spätestens sechs Monate
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. Nach der Geneh-
migung endet die Amtsdauer der Mitglieder der Auf-
sichtskommissionen.

1 SR 830.1
2 SRL Nr. 880

http://srl.lu.ch/data/880/de
http://db.clex.ch/link/Bund/830.1/de
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II.

1.
Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Kran-
kenversicherung vom 23. März 19981 (Stand 1. Fe-
bruar 2017) wird wie folgt geändert:

§  5
Stelle für ausstehende Prämien und Kostenbeteili-
gungen

§  5 Abs. 1 (geändert)

1 Der Kanton führt bei der Ausgleichskasse Luzern 
eine Stelle für ausstehende Prämien und Kostenbe-
teiligungen der obligatorischen Krankenpflegeversi-
cherung.

1 Das Sozialversicherungszentrum des Kantons Lu-
zern führt eine Stelle für ausstehende Prämien und 
Kostenbeteiligungen der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung.

2.
Gesetz über die Verbilligung von Prämien der Kran-
kenversicherung (Prämienverbilligungsgesetz) vom 
24. Januar 19952 (Stand 1. Januar 2016) wird wie 
folgt geändert:

§  3
Aufgaben der Ausgleichskasse

§  3 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (ge-
ändert)
Aufgaben des Sozialversicherungszentrums (Über-
schrift geändert)

3 SRL Nr. 882
1 SRL Nr. 865
2 SRL Nr. 866

http://srl.lu.ch/data/866/de
http://srl.lu.ch/data/865/de
http://srl.lu.ch/data/882/de
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1 Die Ausgleichskasse Luzern führt das Gesetz als 
übertragene Aufgabe nach Artikel 63 Absatz 4 des 
Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung1 durch. Der Kanton vergütet ihr die dar-
aus entstehenden Verwaltungskosten. Die Gemein-
den tragen 50 Prozent dieser Kosten. Für die Ermitt-
lung des Anteils der einzelnen Gemeinden gilt § 10 
Absatz 3 sinngemäss.

1 Das Sozialversicherungszentrum des Kantons Lu-
zern führt das Gesetz als übertragene Aufgabe nach 
§ 2 Absatz 3 des Gesetzes über das Sozialversiche-
rungszentrum vom 2 durch. Der Kanton vergütet ihm 
die daraus entstehenden Verwaltungskosten. Die 
Gemeinden tragen 50 Prozent dieser Kosten. Für die
Ermittlung des Anteils der einzelnen Gemeinden gilt 
§ 10 Absatz 3 sinngemäss.

2 Die Ausgleichskasse nimmt alle Aufgaben wahr, die 
der Bund dem Kanton im Zusammenhang mit der 
Durchführung der individuellen Prämienverbilligung 
sowie mit der Überwachung des bundesrechtlichen 
Obligatoriums für die Krankenversicherung überträgt.

2 Das Sozialversicherungszentrum nimmt alle Aufga-
ben wahr, die der Bund dem Kanton im Zusam-
menhang mit der Durchführung der individuellen Prä-
mienverbilligung sowie mit der Überwachung des 
bundesrechtlichen Obligatoriums für die Krankenver-
sicherung überträgt.

3 Aufgabe der Ausgleichskasse ist es insbesondere, 3 Aufgabe des Sozialversicherungszentrums ist es 
insbesondere,
Aufzählung unverändert.

§  4
Aufgaben der AHV-Zweigstellen

§  4 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (aufgehoben)

1 Die AHV-Zweigstellen nehmen die in den Gemein-
den anfallenden Aufgaben aus diesem Gesetz unter 
Aufsicht und nach Weisung der Ausgleichskasse 
wahr. Die Einwohnergemeinden tragen die damit ver-
bundenen Verwaltungskosten.

1 Die AHV-Zweigstellen nehmen die in den Gemein-
den anfallenden Aufgaben aus diesem Gesetz unter 
Aufsicht und nach Weisung des Sozialversicherungs-
zentrums wahr. Die Einwohnergemeinden tragen die 
damit verbundenen Verwaltungskosten.

1 SR 831.10. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
2 SRL Nr. 880

http://srl.lu.ch/data/880/de
http://db.clex.ch/link/Bund/831.10/de
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018

Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung

3 Die Aufsichtskommission für die Ausgleichskasse 
kann in begründeten Fällen bewilligen, dass Gemein-
den die Aufgaben der AHV-Zweigstelle an eine 
Gemeindestelle für Krankenversicherung übertragen,
wenn die Aufsichts- und Weisungsrechte der Aus-
gleichskasse sowie die ordnungsgemässe Durchfüh-
rung des Gesetzes gewährleistet sind. Organe der 
Sozialhilfe dürfen nicht herangezogen werden.

3 aufgehoben

§  9
Kontrolle der obligatorischen Krankenversicherung

§  9 Abs. 2 (geändert)

2 Die Ausgleichskasse kann mit Krankenversicherern 
besondere Vereinbarungen treffen, um eine einfache 
Kontrolle zu gewährleisten.

2 Das Sozialversicherungszentrum kann mit Kranken-
versicherern besondere Vereinbarungen treffen, um 
eine einfache Kontrolle zu gewährleisten.

§  10
Finanzierung

§  10 Abs. 3 (geändert)

3 Der Finanzierungsanteil der einzelnen Gemeinden 
berechnet sich nach der mittleren Wohnbevölkerung 
des Vorjahres gemäss den Erhebungen der Lustat 
Statistik Luzern1.

3 Der Finanzierungsanteil der einzelnen Gemeinden 
berechnet sich nach der ständigen Wohnbevölkerung
des Vorjahres gemäss den Erhebungen der Lustat 
Statistik Luzern2.

§  11
Information

§  11 Abs. 1 (geändert)

1 Die Ausgleichskasse und die AHV-Zweigstellen sor-
gen zusammen mit den Krankenversicherern für eine
angemessene Information der Bevölkerung über die 
Möglichkeit der Prämienverbilligung.

1 Das Sozialversicherungszentrum und die AHV-
Zweigstellen sorgen zusammen mit den Krankenver-
sicherern für eine angemessene Information der Be-
völkerung über die Möglichkeit der Prämienverbilli-
gung.

1 Gemäss Verordnung über die Errichtung, Organisation und Finanzierung der zentralen Statistikstelle vom 15. Juni 2007, in Kraft seit dem 1. Januar 2008 (G 2007 208), wurde die Bezeichnung «Dienststelle 
Statistik» durch «Lustat Statistik Luzern» ersetzt.

2 Gemäss Verordnung über die Errichtung, Organisation und Finanzierung der zentralen Statistikstelle vom 15. Juni 2007, in Kraft seit dem 1. Januar 2008 (G 2007 208), wurde die Bezeichnung «Dienststelle 
Statistik» durch «Lustat Statistik Luzern» ersetzt.
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Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018

Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung

§  12
Anmeldung und Mitwirkungspflicht

§  12 Abs. 1 (geändert)

1 Personen, die Anspruch auf Prämienverbilligung er-
heben, haben bei der Ausgleichskasse das Anmelde-
formular einzureichen sowie die Auskünfte oder Er-
mächtigungen nach § 13 Absatz 1 zu erteilen.

1 Personen, die Anspruch auf Prämienverbilligung er-
heben, haben beim Sozialversicherungszentrum das 
Anmeldeformular einzureichen sowie die Auskünfte 
oder Ermächtigungen nach § 13 Absatz 1 zu erteilen.

§  13
Auskunfts- und Schweigepflicht

§  13 Abs. 3 (geändert)

3 Die Krankenversicherer haben der Ausgleichskasse
folgende Daten mitzuteilen:

3 Die Krankenversicherer haben dem Sozialversiche-
rungszentrum folgende Daten mitzuteilen:
Aufzählung unverändert.

§  14
Prüfung und Ergänzung der Anmeldung

§  14 Abs. 1 (geändert)

1 Die Ausgleichskasse prüft die Anmeldungen auf 
Vollständigkeit. Sie kontrolliert und ergänzt die Perso-
nalien und trägt die zur Berechnung des Anspruchs 
notwendigen Steuerdaten ein. Zu diesem Zweck 
kann sie die erforderlichen Daten von der kantonalen
Einwohnerplattform gemäss § 9 des Registergeset-
zes vom 25. Mai 20091 und von der Steuerdatenbank
gemäss § 135 des Steuergesetzes beschaffen.

1 Das Sozialversicherungszentrum prüft die Anmel-
dungen auf Vollständigkeit. Es kontrolliert und er-
gänzt die Personalien und trägt die zur Berechnung 
des Anspruchs notwendigen Steuerdaten ein. Zu die-
sem Zweck kann es die erforderlichen Daten von der 
kantonalen Einwohnerplattform gemäss § 9 des Re-
gistergesetzes vom 25. Mai 20092 und von der Steu-
erdatenbank gemäss § 135 des Steuergesetzes be-
schaffen.

§  15
Ergänzende Abklärungen

§  15 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (geändert)

1 Die Ausgleichskasse veranlasst die im Einzelfall nö-
tigen zusätzlichen Abklärungen. Sie setzt eine ange-
messene Nachfrist.

1 Das Sozialversicherungszentrum veranlasst die im 
Einzelfall nötigen zusätzlichen Abklärungen. Es setzt 
eine angemessene Nachfrist.

1 SRL Nr. 25
2 SRL Nr. 25

http://srl.lu.ch/data/25/de
http://srl.lu.ch/data/25/de
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Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung

3 Die Ausgleichskasse hat die Nachfrist durch Verfü-
gung festzusetzen und dabei ausdrücklich auf die bei
Ablauf der Nachfrist eintretende Verwirkung des An-
spruchs hinzuweisen.

3 Das Sozialversicherungszentrum hat die Nachfrist 
durch Verfügung festzusetzen und dabei ausdrück-
lich auf die bei Ablauf der Nachfrist eintretende Ver-
wirkung des Anspruchs hinzuweisen.

§  17
Entscheid und Meldungen

§  17 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), 
Abs. 3 (geändert)

1 Die Ausgleichskasse entscheidet über den An-
spruch auf Prämienverbilligung mit Verfügung. Wird 
ein Gesuch gutgeheissen, teilt sie den anspruchsbe-
rechtigten Personen die Höhe der Prämienverbilli-
gung mit.

1 Das Sozialversicherungszentrum entscheidet über 
den Anspruch auf Prämienverbilligung mit Verfügung.
Wird ein Gesuch gutgeheissen, teilt es den an-
spruchsberechtigten Personen die Höhe der Prämi-
enverbilligung mit.

2 Die Ausgleichskasse meldet den zuständigen Kran-
kenversicherern ab Januar des Jahres, für das An-
spruch auf Prämienverbilligung geltend gemacht 
wird, periodisch die für die Direktauszahlung bundes-
rechtlich vorgeschriebenen Daten. In den Fällen von 
§ 8 Absatz 3 geht eine Kopie der Meldung an die zu-
ständige Gemeinde.

2 Es meldet den zuständigen Krankenversicherern ab
Januar des Jahres, für das Anspruch auf Prämienver-
billigung geltend gemacht wird, periodisch die für die 
Direktauszahlung bundesrechtlich vorgeschriebenen 
Daten. In den Fällen von § 8 Absatz 3 geht eine Ko-
pie der Meldung an die zuständige Gemeinde.

3 Der Krankenversicherer teilt der Ausgleichskasse 
innert einer vom Regierungsrat festzusetzenden Frist
mit, ob er die Meldung einer bei ihm versicherten 
Person zuordnen kann. Die Mitteilung enthält die 
bundesrechtlich vorgeschriebenen Daten. Innerhalb 
einer vom Regierungsrat festzusetzenden Frist mel-
det der Krankenversicherer der Ausgleichskasse zu-
dem wesentliche Änderungen im Verhältnis zwischen
ihm und der versicherten Person.

3 Der Krankenversicherer teilt dem Sozialversiche-
rungszentrum innert einer vom Regierungsrat festzu-
setzenden Frist mit, ob er die Meldung einer bei ihm 
versicherten Person zuordnen kann. Die Mitteilung 
enthält die bundesrechtlich vorgeschriebenen Daten. 
Innerhalb einer vom Regierungsrat festzusetzenden 
Frist meldet der Krankenversicherer dem Sozialversi-
cherungszentrum zudem wesentliche Änderungen im
Verhältnis zwischen ihm und der versicherten Per-
son.

§  20
Auszahlung und Verzinsung

§  20 Abs. 1 (geändert), Abs. 4 (geändert), 
Abs. 5 (geändert)
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018

Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung

1 Ist gegen die Verfügung gemäss § 17 Absatz 1 kei-
ne Einsprache erhoben worden oder ist eine Verfü-
gung in Rechtskraft erwachsen, veranlasst die Aus-
gleichskasse die Auszahlung der Prämienverbilligung
an den jeweiligen Krankenversicherer.

1 Ist gegen die Verfügung gemäss § 17 Absatz 1 kei-
ne Einsprache erhoben worden oder ist eine Verfü-
gung in Rechtskraft erwachsen, veranlasst das Sozi-
alversicherungszentrum die Auszahlung der Prämi-
enverbilligung an den jeweiligen Krankenversicherer.

4 Die Krankenversicherer legen der Ausgleichskasse 
die Jahresrechnung über die erhaltenen Zahlungen 
für die Prämienverbilligung bis zu einem durch den 
Regierungsrat zu bestimmenden Termin vor. Der In-
halt der Jahresrechnung richtet sich nach dem Bun-
desrecht.

4 Die Krankenversicherer legen dem Sozialversiche-
rungszentrum die Jahresrechnung über die erhalte-
nen Zahlungen für die Prämienverbilligung bis zu ei-
nem durch den Regierungsrat zu bestimmenden Ter-
min vor. Der Inhalt der Jahresrechnung richtet sich 
nach dem Bundesrecht.

5 Die Ausgleichskasse hat den jeweiligen Kranken-
versicherern periodisch Zusammenstellungen der bei
ihnen versicherten Personen zu liefern, die Prämien-
verbilligung erhalten haben. Die Zusammenstellun-
gen haben die Daten gemäss § 13 Absatz 3a zu ent-
halten.

5 Das Sozialversicherungszentrum hat den jeweiligen
Krankenversicherern periodisch Zusammenstellun-
gen der bei ihnen versicherten Personen zu liefern, 
die Prämienverbilligung erhalten haben. Die Zusam-
menstellungen haben die Daten gemäss § 13 Absatz 
3a zu enthalten.

§  21
Rückerstattung

§  21 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert) §  21 Abs. 1 (geändert)

1 Leistungen aufgrund dieses Gesetzes, die zu Un-
recht ausgerichtet wurden, sind durch die Ausgleichs-
kasse vom Krankenversicherer zurückzufordern, dem
sie ausbezahlt wurden.

1 Das Sozialversicherungszentrum hat Leistungen 
aufgrund dieses Gesetzes, die zu Unrecht ausgerich-
tet wurden, vom Krankenversicherer zurückzufor-
dern, dem sie ausbezahlt wurden.

1 Das Sozialversicherungszentrum hat Leistungen 
aufgrund dieses Gesetzes, die zu Unrecht ausgerich-
tet wurden, von dem Krankenversicherer zurückzu-
fordern, dem sie ausbezahlt wurden.

2 Der Rückforderungsanspruch verjährt innert eines 
Jahres nach dem Zeitpunkt, in dem die Ausgleichs-
kasse vom Sachverhalt Kenntnis erhielt.

2 Der Rückforderungsanspruch verjährt innert eines 
Jahres nach dem Zeitpunkt, in dem das Sozialversi-
cherungszentrum vom Sachverhalt Kenntnis erhielt.

3.
Gesetz über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV 
vom 10. September 20071 (Stand 1. März 2017) wird 
wie folgt geändert:

1 SRL Nr. 881

http://srl.lu.ch/data/881/de
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Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
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§  6
Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten

§  6 Abs. 1 (geändert)

1 Krankheits- und Behinderungskosten für Leistungen
im Sinn von Artikel 14 Absatz 1 ELG werden über-
nommen, wenn die Leistungen wirtschaftlich und 
zweckmässig sind und die Kosten nicht von Ver-
sicherungen oder Dritten übernommen wurden. Die 
Ausgleichskasse Luzern kann die Wirtschaftlichkeit 
und die Zweckmässigkeit abklären lassen.

1 Krankheits- und Behinderungskosten für Leistungen
im Sinn von Artikel 14 Absatz 1 ELG werden über-
nommen, wenn die Leistungen wirtschaftlich und 
zweckmässig sind und die Kosten nicht von Ver-
sicherungen oder Dritten übernommen wurden. Das 
Sozialversicherungszentrum des Kantons Luzern 
kann die Wirtschaftlichkeit und die Zweckmässigkeit 
abklären lassen.

§  7
Organisation

§  7 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)

1 Die Durchführung dieses Gesetzes wird der Aus-
gleichskasse Luzern übertragen. Der Kanton vergütet
ihr die daraus entstehenden Verwaltungskosten. Die 
Gemeinden tragen 50 Prozent dieser Kosten. Für die
Ermittlung des Anteils der einzelnen Gemeinden gilt 
§ 12 Absatz 3 sinngemäss.

1 Die Durchführung dieses Gesetzes wird dem Sozi-
alversicherungszentrum übertragen. Der Kanton ver-
gütet ihm die daraus entstehenden Verwaltungskos-
ten. Die Gemeinden tragen 50 Prozent dieser 
Kosten. Für die Ermittlung des Anteils der einzelnen 
Gemeinden gilt § 12 Absatz 3 sinngemäss.

2 Die AHV-Zweigstellen nehmen die ihnen von der 
Ausgleichskasse übertragenen Aufgaben aus diesem
Gesetz wahr. Die damit verbundenen Verwaltungs-
kosten trägt die Gemeinde.

2 Die AHV-Zweigstellen nehmen die ihnen vom Sozi-
alversicherungszentrum übertragenen Aufgaben aus 
diesem Gesetz wahr. Die damit verbundenen Verwal-
tungskosten trägt die Gemeinde.

§  8
Information

§  8 Abs. 1 (geändert)

1 Die Ausgleichskasse informiert mögliche an-
spruchsberechtigte Personen in angemessener Wei-
se über die Ergänzungsleistungen. Kantonale und 
kommunale Amtsstellen, Sozialdienste, Beratungs-
stellen und Heime stellen die dazu erforderlichen Da-
ten auf Anfrage kostenlos zur Verfügung.

1 Das Sozialversicherungszentrum informiert mögli-
che anspruchsberechtigte Personen in angemesse-
ner Weise über die Ergänzungsleistungen. Kantonale
und kommunale Amtsstellen, Sozialdienste, Bera-
tungsstellen und Heime stellen die dazu erforderli-
chen Daten auf Anfrage kostenlos zur Verfügung.
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§  9
Anmeldung

§  9 Abs. 1 (geändert)

1 Ergänzungsleistungen sind mit einem Anmeldefor-
mular in der Regel bei der AHV-Zweigstelle des 
Wohnsitzes oder bei der Ausgleichskasse geltend zu 
machen.

1 Ergänzungsleistungen sind mit einem Anmeldefor-
mular in der Regel bei der AHV-Zweigstelle des 
Wohnsitzes oder beim Sozialversicherungszentrum 
geltend zu machen.

§  12 §  12 Abs. 3 (geändert)

3 Der Anteil der einzelnen Gemeinden am Aufwand 
berechnet sich nach Massgabe der ständigen Wohn-
bevölkerung.

3 Der Anteil der einzelnen Gemeinden am Aufwand 
berechnet sich nach Massgabe der ständigen Wohn-
bevölkerung des Vorjahres gemäss den Erhebungen 
der Lustat Statistik Luzern.

4.
Gesetz über die Familienzulagen (Kantonales Famili-
enzulagengesetz, FZG) vom 8. September 20081 
(Stand 1. Januar 2013) wird wie folgt geändert:

§  6
Durchführungsorgane

§  6 Abs. 2 (geändert)

2 Familienausgleichskassen gemäss Absatz 1b, die 
im Kanton tätig sein wollen, haben sich bei der Ge-
schäftsstelle der kantonalen Aufsichtskommission an-
zumelden.

2 Familienausgleichskassen gemäss Absatz 1b, die 
im Kanton tätig sein wollen, haben sich bei der Ge-
schäftsstelle der kantonalen Aufsichtsbehörde anzu-
melden.

§  13
Kantonale Aufsichtskommission

§  13 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), 
Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (geändert)
Kantonale Aufsichtsbehörde (Überschrift geändert)

1 SRL Nr. 885

http://srl.lu.ch/data/885/de


- 23 - (ID: 3700)

Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018

Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung

1 Die Aufsichtskommission für die Ausgleichskasse 
Luzern überwacht als kantonale Aufsichtskommission
die Familienausgleichskassen, die im Kanton tätig 
sind.

1 Der Verwaltungsrat für die Ausgleichskasse Luzern 
gemäss dem Gesetz über das Sozialversicherungs-
zentrum vom 1 ist die kantonale Aufsichtsbehörde 
über die Familienausgleichskassen, die im Kanton tä-
tig sind.

2 Die Ausgleichskasse Luzern führt die Geschäftsstel-
le der kantonalen Aufsichtskommission als übertrage-
ne Aufgabe. Der Kanton vergütet der Ausgleichskas-
se die daraus entstehenden Kosten.

2 Die Ausgleichskasse Luzern führt die Geschäftsstel-
le der kantonalen Aufsichtsbehörde als übertragene 
Aufgabe. Der Kanton vergütet der Ausgleichskasse 
die daraus entstehenden Kosten.

3 Die kantonale Aufsichtskommission hat insbesonde-
re folgende Aufgaben:

3 Die kantonale Aufsichtsbehörde hat insbesondere 
folgende Aufgaben:
Aufzählung unverändert.

4 Die im Kanton Luzern tätigen Familienausgleichs-
kassen haben der kantonalen Aufsichtskommission 
oder deren Geschäftsstelle die verlangten Auskünfte 
über die Geschäftsführung zu erteilen.

4 Die im Kanton Luzern tätigen Familienausgleichs-
kassen haben der kantonalen Aufsichtsbehörde oder 
deren Geschäftsstelle die verlangten Auskünfte über 
die Geschäftsführung zu erteilen.

5.
Gesetz über die Arbeitslosenversicherung 
und den Arbeitslosenhilfsfonds (AVAHG) vom 18. Ja-
nuar 20002 (Stand 1. Januar 2015) wird wie folgt ge-
ändert:

§  2
Kantonale Behörde

§  2 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (ge-
ändert)
Kantonale Amtsstelle (Überschrift geändert)

1 SRL Nr. 880
2 SRL Nr. 890

http://srl.lu.ch/data/890/de
http://srl.lu.ch/data/880/de
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1 Die vom Regierungsrat in der Verordnung als zu-
ständig bezeichnete Dienststelle ist die Behörde im 
Sinn von Artikel 85 des Bundesgesetzes über die ob-
ligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insol-
venzentschädigung1 (Bundesgesetz). Sie erfüllt die 
ihr durch das Bundesgesetz übertragenen Aufgaben.

1 Das Geschäftsfeld Wirtschaft und Arbeit des Sozial-
versicherungszentrums des Kantons Luzern gemäss 
dem Gesetz über das Sozialversicherungszentrum 
vom    2 ist die kantonale Amtsstelle im Sinn von Arti-
kel 85 des Bundesgesetzes über die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschä-
digung3 (Bundesgesetz). Das Geschäfts-
feld Wirtschaft und Arbeit nimmt alle Aufgaben wahr, 
die das Bundesgesetz der kantonalen Amtsstelle 
überträgt. Es vollzieht diese Aufgaben selbständig 
und handelt in eigenem Namen. Es arbeitet mit der 
Ausgleichskasse und der IV-Stelle nach Massgabe 
des Bundesrechts zusammen.

1 SR 837.0. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
2 SRL Nr. 880
3 SR 837.0. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.

http://db.clex.ch/link/Bund/837.0/de
http://srl.lu.ch/data/880/de
http://db.clex.ch/link/Bund/837.0/de
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2 Der Regierungsrat kann der zuständigen Dienststel-
le weitere Aufgaben zuweisen.

2 Der Regierungsrat kann dem Geschäftsfeld 
Wirtschaft und Arbeit des Sozialversicherungszen-
trums in den Bereichen Wirtschaft und Arbeit weitere 
Aufgaben durch Verordnung übertragen. Dazu gehö-
ren insbesondere die Vollzugsaufgaben der Kantone 
gemäss dem Bundesgesetz über die Arbeitsvermitt-
lung und den Personalverleih vom 6. Oktober 19891, 
dem Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, 
Gewerbe und Handel vom 13. März 19642, dem Bun-
desgesetz über die Heimarbeit vom 20. März 19813, 
dem Bundesgesetz über die flankierenden Massnah-
men bei entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern und über die Kontrolle der in Normalarbeits-
verträgen vorgesehenen Mindestlöhne vom 8. Okto-
ber 19994, dem Bundesgesetz über die Schwarzar-
beit vom 17. Juni 20055 und dem Bundesgesetz über
die Unfallversicherung vom 20. März 19816. Der Re-
gierungsrat regelt die Einzelheiten in einer Verord-
nung. Insbesondere bezeichnet er die notwendigen 
Vollzugs- und Kontrollorgane und legt ihre Aufgaben 
und Befugnisse fest. Er kann den Vollzugs- und den 
Kontrollbehörden Entscheidungsbefugnisse einräu-
men. Die Vollzugs- und die Kontrollbehörden vollzie-
hen ihre Aufgaben selbständig und handeln in eige-
nem Namen.  

3 Er kann für einzelne Sachbereiche beratende Kom-
missionen einsetzen.

3 Der Regierungsrat kann für einzelne Sachbereiche 
beratende Kommissionen einsetzen.

§  3
Regionale Arbeitsvermittlungszentren

§  3 Abs. 4 (geändert)

1 SR 823.11
2 SR 822.11
3 SR 822.31
4 SR 823.20
5 SR 822.41
6 SR 832.20

http://db.clex.ch/link/Bund/832.20/de
http://db.clex.ch/link/Bund/822.41/de
http://db.clex.ch/link/Bund/823.20/de
http://db.clex.ch/link/Bund/822.31/de
http://db.clex.ch/link/Bund/822.11/de
http://db.clex.ch/link/Bund/823.11/de
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4 Die regionalen Arbeitsvermittlungszentren sind der 
zuständigen Dienststelle angegliedert. Der Regie-
rungsrat kann ihnen Aufgaben der zuständigen 
Dienststelle und der Gemeindearbeitsämter übertra-
gen.

4 Die regionalen Arbeitsvermittlungszentren sind dem
Geschäftsfeld Wirtschaft und Arbeit des Sozialversi-
cherungszentrums angegliedert. Der Verwaltungsrat 
des Sozialversicherungszentrums kann ihnen Aufga-
ben im Bereich der Arbeitslosenkasse, des Arbeits-
marktes und der Gemeindearbeitsämter übertragen.

§  4
Arbeitslosenkasse des Kantons Luzern

§  4 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)

2 Sie ist der zuständigen Dienststelle unterstellt. 2 Sie ist dem Sozialversicherungszentrum unterstellt.

3 Der Regierungsrat erlässt das Kassenreglement ge-
mäss Artikel 79 Absatz 1 des Bundesgesetzes.

3 Der Verwaltungsrat des Sozialversicherungszen-
trums erlässt das Kassenreglement gemäss Artikel 
79 Absatz 1 des Bundesgesetzes.

§  5
Arbeitsämter der Gemeinden

§  5 Abs. 2 (geändert)

2 Die Arbeitsämter der Gemeinden erbringen gegen-
über den Versicherten administrative Hilfestellungen 
bei der Anmeldung zur Arbeitsvermittlung und bei der
Datenerhebung für die Bezugsberechtigung. Sie 
leiten die erforderlichen Unterlagen nach den Anord-
nungen der zuständigen Dienststelle an die zuständi-
ge Arbeitslosenkasse oder das zuständige regionale 
Arbeitsvermittlungszentrum weiter.

2 Die Arbeitsämter der Gemeinden erbringen gegen-
über den Versicherten administrative Hilfestellungen 
bei der Anmeldung zur Arbeitsvermittlung und bei der
Datenerhebung für die Bezugsberechtigung. Sie 
leiten die erforderlichen Unterlagen nach den Anord-
nungen des Geschäftsfeldes Wirtschaft und Arbeit an
die zuständige Arbeitslosenkasse oder das zuständi-
ge regionale Arbeitsvermittlungszentrum weiter.

§  9
Zweck

§  9 Abs. 1 (geändert)

1 Der Kanton führt einen Arbeitslosenhilfsfonds. 1 Das Sozialversicherungszentrum führt für den 
Kanton einen Arbeitslosenhilfsfonds.

§  14
Erhebung der Beiträge

§  14 Abs. 3 (geändert)
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3 Die Ausgleichskasse Luzern überweist der zustän-
digen Dienststelle die eingegangenen Beiträge je-
weils bis zu einem durch Verordnung festzulegenden 
Termin. Sie erstellt für die Dienststelle jährlich eine 
Beitragsabrechnung.

3 Die Ausgleichskasse Luzern überweist dem Sozial-
versicherungszentrum die eingegangenen Beiträge 
jeweils bis zu einem durch Verordnung festzulegen-
den Termin. Sie erstellt für das Sozialversicherungs-
zentrum jährlich eine Beitragsabrechnung.

III.

1. Gesetz über die Einführung des Bundesgesetzes 
über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom
7. September 19921 (Stand 1. Januar 2016) wird auf-
gehoben.

2. Gesetz über die Einführung des Bundesgesetzes 
über die Invalidenversicherung vom 7. Septem-
ber 19922 (Stand 1. Juni 2013) wird aufgehoben.

IV.

     Das Gesetz tritt unter dem Vorbehalt der Genehmi-
gung des Bundes in Kraft. Der Regierungsrat be-
stimmt das Inkrafttretens. Das Gesetz unterliegt dem 
fakultativen Referendum.

     

Luzern,

Im Namen des Kantonsrates
Die Präsidentin:
Der Staatsschreiber:

1 SRL Nr. 880
2 SRL Nr. 882
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     Einführungsgesetz
zu den Bundesgesetzen über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung und über die In-
validenversicherung
(Gesetz über das Sozialversicherungszen-
trum; SoVZG)


Der Kantonsrat des Kantons Luzern,


gestützt auf Artikel 61 des Bundesgesetzes über die 
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom
20. Dezember 19461 und auf Artikel 54 des Bundes-
gesetzes über die Invalidenversicherung (IVG) vom 
19. Juni 19592,
nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates 
vom 17. April 2018,


beschliesst:


I.


1 Sozialversicherungszentrum


1.1 Allgemeines


§  1
Rechtsform und Sitz


1 Das Sozialversicherungszentrum des Kantons Lu-
zern ist eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener 
Rechtspersönlichkeit.


1 SR 831.10
2 SR 831.20
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2 Der Verwaltungsrat bestimmt den Sitz des Sozial-
versicherungszentrums.


§  2
Aufgaben


§  2 Abs. 5 (geändert)


1 Das Sozialversicherungszentrum koordiniert den 
Vollzug der Bundesgesetzgebung über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung und die Invaliden-
versicherung durch die kantonale Ausgleichskasse 
und die kantonale IV-Stelle sowie die weiteren Aufga-
ben, die das Bundesrecht diesen Organen überträgt.


2 Der Kanton überträgt dem Sozialversicherungszen-
trum die Durchführung der Arbeitslosenversicherung 
gemäss dem Bundesgesetz über die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschä-
digung (AVIG) vom 25. Juni 19821. Soweit dieses 
Gesetz keine Bestimmungen enthält, sind die Einzel-
heiten in den entsprechenden Erlassen geregelt. 


3 Der Kanton kann dem Sozialversicherungszentrum 
mit Zustimmung des Bundes weitere Aufgaben über-
tragen. Die Einzelheiten sind in den entsprechenden 
Erlassen geregelt.  


4 Das Sozialversicherungszentrum stellt für die Erfül-
lung der Aufgaben gemäss den Absätzen 1–3 das 
notwendige Personal und die notwendige Infrastruk-
tur zur Verfügung.


5 Der Regierungsrat kann mit anderen Kantonen ver-
einbaren, dass das Sozialversicherungszentrum für 
diese Aufgaben gemäss den Absätzen 1–3 über-
nimmt.


5 Der Regierungsrat kann mit anderen Kantonen ver-
einbaren, dass das Sozialversicherungszentrum Auf-
gaben gemäss den Absätzen 1–3 für sie übernimmt.


1 SR 837.0
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§  3
Gliederung


1 Das Sozialversicherungszentrum gliedert sich in


a. die Ausgleichskasse Luzern (nachfolgend Aus-
gleichskasse),


b. die IV-Stelle Luzern (nachfolgend IV-Stelle),


c. das Geschäftsfeld Wirtschaft und Arbeit,


d. gegebenenfalls weitere Geschäftsfelder.


§  4
Ausgleichskasse und IV-Stelle


1 Die Ausgleichskasse und die IV-Stelle sind zwei se-
parate kantonale öffentlich-rechtliche Anstalten mit 
eigener Rechtspersönlichkeit. Sie haben ihren Sitz 
am Sitz des Sozialversicherungszentrums. 


2 Die Ausgleichskasse und die IV-Stelle nehmen alle 
Aufgaben wahr, die ihnen das Bundesrecht überträgt.
Sie vollziehen diese Aufgaben selbständig und han-
deln in eigenem Namen.


3 Die Ausgleichskasse und die IV-Stelle arbeiten nach
Massgabe des Bundesrechts zusammen.


§  5
Organe


1 Organe des Sozialversicherungszentrums sind


a. der Verwaltungsrat,
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b. die Geschäftsleitung,


c. die Revisionsstelle.


2 Der Verwaltungsrat und die Revisionsstelle gemäss 
Absatz 1a und c sind gleichzeitig der Verwaltungsrat 
und die Revisionsstelle der Ausgleichskasse und der 
IV-Stelle.


§  6
Aufsicht


1 Der Regierungsrat übt die Oberaufsicht über 
das Sozialversicherungszentrum aus, soweit 
nicht eine spezielle Aufsicht des Bundes besteht. 


2 Die Aufsicht über die Durchführung übertragener 
kantonaler Aufgaben im Sinn von § 2 Absatz 3 ist in 
den entsprechenden Erlassen geregelt.


1.2 Verwaltungsrat


§  7
Aufgaben


1 Der Verwaltungsrat ist das oberste Organ des Sozi-
alversicherungszentrums, der Ausgleichskasse und 
der IV-Stelle. Er nimmt die Aufsicht wahr, soweit das 
Bundesrecht oder das kantonale Recht nicht etwas 
anderes vorsehen.


2 Der Verwaltungsrat


a. wählt die Geschäftsleitung und deren Vorsitzen-
den oder Vorsitzende,
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b. erteilt und widerruft die Genehmigung der Wahl 
des Personals der zweiten Hierarchiestufe des 
Sozialversicherungszentrums,


c. bezeichnet die Revisionsstelle,


d. erlässt die notwendigen Reglemente, wie das 
Geschäftsreglement und das Personalreglement,


e. genehmigt das Organigramm und den Stellen-
plan des Sozialversicherungszentrums,


f. stellt Gesuche für die Ausführung von Aufgaben 
der Ausgleichskasse durch Dritte nach Artikel 63 
Absatz 5 des Bundesgesetzes über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom 20.
Dezember 19461,


g. legt die Grundsätze zur Erhebung der Verwal-
tungskostenbeiträge nach Artikel 69 Absatz 1 
AHVG fest,


h. erteilt und widerruft die Genehmigung der Wahl 
der Leiterinnen und Leiter der AHV-Zweigstellen,


i. legt den Beitrag an die Kosten der AHV-Zweig-
stellen fest,


j. beschliesst das Budget, die Jahresrechnung und 
den Jahresbericht des Sozialversicherungszen-
trums und der Ausgleichskasse; vorbehalten 
bleibt der Beschluss des Budgets der IV-Stelle 
sowie des Budgets des Geschäftsfeldes 
Wirtschaft und Arbeit betreffend die obligatori-
sche Arbeitslosenversicherung durch den Bund,


1 SR 831.10
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k. nimmt von den Berichten der Revisionsstelle 
Kenntnis,


l. nimmt zu allen Geschäften Stellung, die dem 
Bund zur Genehmigung vorzulegen sind, und 
prüft deren Auswirkungen auf den Kanton.


3 Der Verwaltungsrat kann die Vorbereitung und die 
Ausführung seiner Beschlüsse und die Überwachung
von Geschäften Ausschüssen oder einzelnen Mitglie-
dern zuweisen. Er sorgt für eine angemessene Be-
richterstattung unter seinen Mitgliedern.


4 Die Reglemente des Verwaltungsrates sind in der 
Gesetzessammlung des Kantons zu veröffentlichen.


§  8
Wahl und Zusammensetzung


1 Der Verwaltungsrat besteht aus fünf bis neun Mit-
gliedern. Der Regierungsrat wählt den Präsidenten 
oder die Präsidentin und die übrigen Mitglieder des 
Verwaltungsrates. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Sozialversicherungszentrums können dem Ver-
waltungsrat nicht angehören.


2 Der oder die Vorsitzende der Geschäftsleitung 
nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrates mit 
beratender Stimme teil. Er oder sie kann Anträge 
stellen. Der Verwaltungsrat kann bei Bedarf weitere 
Mitglieder der Geschäftsleitung und Dritte zuziehen.


3 Die Amtsdauer beträgt zwei Jahre. Die Wiederwahl 
ist maximal fünf Mal möglich. Der Regierungsrat re-
gelt die Einzelheiten der Wahl und der Abberu-
fung sowie der Entschädigung der Mitglieder des 
Verwaltungsrates durch Verordnung.
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1.3 Geschäftsleitung


§  9
Zusammensetzung


§  9 Abs. 2 (geändert)


1 Der Geschäftsleitung gehören an:


a. der Leiter oder die Leiterin der Ausgleichskasse,


b. der Leiter oder die Leiterin der IV-Stelle,


c. der Leiter oder die Leiterin des Geschäftsfeldes 
Wirtschaft und Arbeit,


d. gegebenenfalls weitere vom Verwaltungsrat be-
zeichnete Mitglieder.


2 Der Verwaltungsrat wählt ein Mitglied nach Absatz 1
zum Vorsitzenden oder zur Vorsitzenden der Ge-
schäftsleitung.


2 Der Verwaltungsrat wählt ein Mitglied nach Absatz 1
zum oder zur Vorsitzenden der Geschäftsleitung.


§  10
Aufgaben


1 Die Geschäftsleitung führt das Sozialversicherungs-
zentrum.


2 Sie erfüllt diejenigen Aufgaben, die nach der Ge-
setzgebung des Bundes und des Kantons und nach 
dem Reglement des Verwaltungsrates nicht der Aus-
gleichskasse, der IV-Stelle, dem Geschäftsfeld 
Wirtschaft und Arbeit oder einem anderen Geschäfts-
feld zur selbständigen Erledigung zugewiesen sind.


§  11
Leiterinnen und Leiter der Ausgleichskasse, der IV-
Stelle und des Geschäftsfeldes Wirtschaft und Arbeit
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1 Die Leiterinnen und Leiter der Ausgleichskasse, der
IV-Stelle und des Geschäftsfeldes Wirtschaft und 
Arbeit


a. sind verantwortlich für die zweckmässige Ver-
wendung ihrer Mittel,


b. erlassen für ihr Geschäftsfeld interne Weisungen,


c. können einzelne ihrer Aufgaben delegieren,


d. vertreten die Ausgleichskasse beziehungsweise 
die IV-Stelle oder das Geschäftsfeld Wirtschaft 
und Arbeit nach aussen und verkehren direkt mit 
den Bundesstellen, den Beitragspflichtigen und 
den Versicherten,


e. nehmen in ihrem Geschäftsfeld alle Aufgaben 
wahr, die nicht einem anderen Organ übertragen 
sind.


1.4 Revisionsstelle


§  12


1 Die Revisionsstelle prüft das Rechnungswesen und 
die Geschäftsführung des Sozialversicherungszen-
trums. Soweit es um den Vollzug von Bundesrecht 
geht, erfüllt sie zudem die Revisionsaufgaben nach 
der Bundesgesetzgebung. Vorbehalten bleiben Revi-
sionen des Bundes.


2 Die Revisionsberichte sind dem Präsidenten oder 
der Präsidentin des Verwaltungsrates, der Geschäfts-
leitung und gegebenenfalls dem Bund zuzustellen.


1.5 AHV-Zweigstellen
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§  13
Errichtung und Kostenbeitrag


1 Jede Einwohnergemeinde errichtet eine AHV-
Zweigstelle. Diese untersteht fachlich der direkten 
Aufsicht der Ausgleichskasse.


2 Wo die Verhältnisse es rechtfertigen, kann die Aus-
gleichskasse mehreren Einwohnergemeinden bewilli-
gen, eine gemeinsame AHV-Zweigstelle zu errichten.


3 Die Einwohnergemeinden erhalten von der Aus-
gleichskasse einen jährlichen Beitrag an die Kosten 
der AHV-Zweigstellen.


§  14
Führung


1 Der Gemeinderat wählt zur Sicherstellung der ord-
nungsgemässen Führung der AHV-Zweigstelle einen 
Leiter oder eine Leiterin und stellt das notwendige 
Personal zur Verfügung.


2 Die Wahl des Leiters oder der Leiterin der AHV-
Zweigstelle ist vom Verwaltungsrat zu genehmigen. 
Die Genehmigung erfolgt nach dem Bestehen einer 
von der Ausgleichskasse durchgeführten Fähigkeits-
prüfung.


3 Ist die ordnungsgemässe Führung einer Zweigstelle
nicht gewährleistet, trifft die Ausgleichskasse die er-
forderlichen Massnahmen und beantragt dem Ver-
waltungsrat nötigenfalls den Widerruf der Genehmi-
gung der Wahl des Leiters oder der Leiterin der AHV-
Zweigstelle.


1.6 Arbeitgeberkontrolle
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§  15


1 Die Ausgleichskasse führt eine Kontrollstelle, wel-
che die Arbeitgeberkontrollen nach Artikel 68 Absatz 
2 AHVG sicherstellt. Die Kontrollstelle erstattet dem 
Leiter oder der Leiterin der Ausgleichskasse peri-
odisch Bericht.


2 Die Ausgleichskasse kann externe Kontrollstellen 
mit der Durchführung von Arbeitgeberkontrollen be-
auftragen. Diese müssen die Voraussetzungen von 
Artikel 68 AHVG erfüllen.


1.7 Personal


§  16


1 Soweit der Bund im Rahmen seiner Kompetenzen 
keine abweichenden Regelungen trifft, gilt für das 
Personal des Sozialversicherungszentrums das Ge-
setz über das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis 
(Personalgesetz) vom 26. Juni 20011, mit Ausnahme 
der §§ 3, 43 und 69. Die §§ 30a–32, 35, 36 und 60 
sind sinngemäss anwendbar.


2 Für personalrechtliche Entscheide, die nicht dem 
Verwaltungsrat vorbehalten sind, bestimmt das Per-
sonalreglement die Zuständigkeit.


2 Finanzierung


§  17
Grundsätze


1 SRL Nr. 51
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1 Die Verwaltungskosten des Sozialversicherungs-
zentrums werden anteilmässig von der Ausgleichs-
kasse, der IV-Stelle und der Arbeitslosenversiche-
rung gedeckt


a. bei der Ausgleichskasse und den AHV-Zweigstel-
len durch Verwaltungskostenbeiträge gemäss Ar-
tikel 69 Absätze 1, 2 und 2bis AHVG,


b. bei der IV-Stelle durch Kostenvergütungen ge-
mäss Artikel 67 Absatz 1a des Bundesgesetzes 
über die Invalidenversicherung (IVG) vom 19. 
Juni 19591.


c. bei der obligatorischen Arbeitslosenversicherung 
durch Beiträge gemäss Artikel 92 Absätze 1, 7 
und 7bis AVIG.


2 Die Finanzierung übertragener kantonaler Aufgaben
im Sinn von § 2 Absatz 3 richtet sich nach den Be-
stimmungen in den entsprechenden Erlassen.


3 Das Sozialversicherungszentrum hat die zur sach-
gemässen Aufteilung notwendigen Rechnungen zu 
führen.


§  18
Haftungs- und Reservefonds


§  18 Abs. 3 (geändert)


1 Die Ausgleichskasse führt


a. einen Fonds zur Sicherstellung der Haftung des 
Kantons nach Artikel 70 AHVG,


1 SR 831.20
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b. einen Reservefonds für besondere Aufwendun-
gen der Ausgleichskasse.


2 Die Fonds werden von der Ausgleichskasse ange-
legt und sind angemessen zu verzinsen.


3 Der Präsident oder die Präsidentin des Verwal-
tungsrates und der Direktor oder die Direktorin der 
Ausgleichskasse verfügen kollektiv über die Fonds.


3 Der Präsident oder die Präsidentin des Verwal-
tungsrates und der Leiter oder die Leiterin der Aus-
gleichskasse verfügen kollektiv über die Fonds.


§  19
Beitragserlass


1 Vor Erlass der Mindestbeiträge im Sinn von Artikel 
11 Absatz 2 AHVG ist der Gemeinderat am Wohnsitz 
der Versicherten anzuhören. 


2 Die Gemeinden tragen die Hälfte der erlasse-
nen Mindestbeiträge. Der Anteil der einzelnen 
Gemeinde berechnet sich nach der ständigen Wohn-
bevölkerung des Vorjahres gemäss den Erhebungen 
der Lustat Statistik Luzern.


3 Haftung und Rückgriff


§  20
Haftung


1 Die Haftung für Schäden aus der bundesrechtlichen
Tätigkeit der Ausgleichskasse, der IV-Stelle und  der 
obligatorischen Arbeitslosenversicherung des Ge-
schäftsfeldes Wirtschaft und Arbeit richtet sich nach 
Bundesrecht.
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2 Die Haftung für Schäden aus der Erfüllung von 
übertragenen kantonalen Aufgaben im Sinn von § 2 
Absatz 3 richtet sich nach dem Haftungsgesetz vom 
13. September 19881.


§  21
Rückgriff


1 Der Rückgriff auf die Gemeinden, das Sozialversi-
cherungszentrum oder das fehlbare Personal richtet 
sich nach dem Haftungsgesetz2.


2 Das Sozialversicherungszentrum kann auf die fehl-
baren Mitglieder des Verwaltungsrates Rückgriff neh-
men. Die Bestimmungen des Haftungsgesetzes3 gel-
ten sinngemäss.


4 Datenschutz


§  22


1 Die Ausgleichskasse, die IV-Stelle, das Geschäfts-
feld Wirtschaft und Arbeit sowie die übrigen Ge-
schäftsfelder des Sozialversicherungszentrums be-
achten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die einschlä-
gigen Bestimmungen des Datenschutzes.


5 Schlussbestimmungen


§  23
Rechtsschutz


1 SRL Nr. 23
2 SRL Nr. 23
3 SRL Nr. 23
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1 Das Recht auf Einsprache und Beschwerde gegen 
Verfügungen der Ausgleichskasse und der IV-Stelle 
richtet sich nach den Bestimmungen des Bundesge-
setzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversiche-
rungsrechts vom 6. Oktober 20001.


§  24
Übergangsbestimmungen


1 Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes


a. übernimmt das Sozialversicherungszentrum die 
Anstellungsverhältnisse der Ausgleichskasse, der
IV-Stelle und des Kantons betreffend die Dienst-
stelle Wirtschaft und Arbeit,


b. gehen sämtliche übrigen Rechte und Pflichten 
des Kantons betreffend die Dienststelle 
Wirtschaft und Arbeit auf das Sozialversiche-
rungszentrum über.


2 Das Gesetz über die Einführung des Bundesgeset-
zes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
vom 7. September 19922 und das Gesetz über die 
Einführung des Bundesgesetzes über die Invaliden-
versicherung vom 7. September 19923 bleiben an-
wendbar für die Revision und die Genehmigung der 
jeweiligen Rechnungen der Ausgleichskasse und der 
IV-Stelle für das letzte Geschäftsjahr vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes. Die Aufsichtskommissionen 
der Ausgleichskasse und der IV-Stelle genehmigen 
die jeweiligen Rechnungen spätestens sechs Monate
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. Nach der Geneh-
migung endet die Amtsdauer der Mitglieder der Auf-
sichtskommissionen.


1 SR 830.1
2 SRL Nr. 880
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II.


1.
Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Kran-
kenversicherung vom 23. März 19981 (Stand 1. Fe-
bruar 2017) wird wie folgt geändert:


§  5
Stelle für ausstehende Prämien und Kostenbeteili-
gungen


§  5 Abs. 1 (geändert)


1 Der Kanton führt bei der Ausgleichskasse Luzern 
eine Stelle für ausstehende Prämien und Kostenbe-
teiligungen der obligatorischen Krankenpflegeversi-
cherung.


1 Das Sozialversicherungszentrum des Kantons Lu-
zern führt eine Stelle für ausstehende Prämien und 
Kostenbeteiligungen der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung.


2.
Gesetz über die Verbilligung von Prämien der Kran-
kenversicherung (Prämienverbilligungsgesetz) vom 
24. Januar 19952 (Stand 1. Januar 2016) wird wie 
folgt geändert:


§  3
Aufgaben der Ausgleichskasse


§  3 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (ge-
ändert)
Aufgaben des Sozialversicherungszentrums (Über-
schrift geändert)


3 SRL Nr. 882
1 SRL Nr. 865
2 SRL Nr. 866



http://srl.lu.ch/data/866/de

http://srl.lu.ch/data/865/de

http://srl.lu.ch/data/882/de
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


1 Die Ausgleichskasse Luzern führt das Gesetz als 
übertragene Aufgabe nach Artikel 63 Absatz 4 des 
Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung1 durch. Der Kanton vergütet ihr die dar-
aus entstehenden Verwaltungskosten. Die Gemein-
den tragen 50 Prozent dieser Kosten. Für die Ermitt-
lung des Anteils der einzelnen Gemeinden gilt § 10 
Absatz 3 sinngemäss.


1 Das Sozialversicherungszentrum des Kantons Lu-
zern führt das Gesetz als übertragene Aufgabe nach 
§ 2 Absatz 3 des Gesetzes über das Sozialversiche-
rungszentrum vom 2 durch. Der Kanton vergütet ihm 
die daraus entstehenden Verwaltungskosten. Die 
Gemeinden tragen 50 Prozent dieser Kosten. Für die
Ermittlung des Anteils der einzelnen Gemeinden gilt 
§ 10 Absatz 3 sinngemäss.


2 Die Ausgleichskasse nimmt alle Aufgaben wahr, die 
der Bund dem Kanton im Zusammenhang mit der 
Durchführung der individuellen Prämienverbilligung 
sowie mit der Überwachung des bundesrechtlichen 
Obligatoriums für die Krankenversicherung überträgt.


2 Das Sozialversicherungszentrum nimmt alle Aufga-
ben wahr, die der Bund dem Kanton im Zusam-
menhang mit der Durchführung der individuellen Prä-
mienverbilligung sowie mit der Überwachung des 
bundesrechtlichen Obligatoriums für die Krankenver-
sicherung überträgt.


3 Aufgabe der Ausgleichskasse ist es insbesondere, 3 Aufgabe des Sozialversicherungszentrums ist es 
insbesondere,
Aufzählung unverändert.


§  4
Aufgaben der AHV-Zweigstellen


§  4 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (aufgehoben)


1 Die AHV-Zweigstellen nehmen die in den Gemein-
den anfallenden Aufgaben aus diesem Gesetz unter 
Aufsicht und nach Weisung der Ausgleichskasse 
wahr. Die Einwohnergemeinden tragen die damit ver-
bundenen Verwaltungskosten.


1 Die AHV-Zweigstellen nehmen die in den Gemein-
den anfallenden Aufgaben aus diesem Gesetz unter 
Aufsicht und nach Weisung des Sozialversicherungs-
zentrums wahr. Die Einwohnergemeinden tragen die 
damit verbundenen Verwaltungskosten.


1 SR 831.10. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
2 SRL Nr. 880



http://srl.lu.ch/data/880/de

http://db.clex.ch/link/Bund/831.10/de
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


3 Die Aufsichtskommission für die Ausgleichskasse 
kann in begründeten Fällen bewilligen, dass Gemein-
den die Aufgaben der AHV-Zweigstelle an eine 
Gemeindestelle für Krankenversicherung übertragen,
wenn die Aufsichts- und Weisungsrechte der Aus-
gleichskasse sowie die ordnungsgemässe Durchfüh-
rung des Gesetzes gewährleistet sind. Organe der 
Sozialhilfe dürfen nicht herangezogen werden.


3 aufgehoben


§  9
Kontrolle der obligatorischen Krankenversicherung


§  9 Abs. 2 (geändert)


2 Die Ausgleichskasse kann mit Krankenversicherern 
besondere Vereinbarungen treffen, um eine einfache 
Kontrolle zu gewährleisten.


2 Das Sozialversicherungszentrum kann mit Kranken-
versicherern besondere Vereinbarungen treffen, um 
eine einfache Kontrolle zu gewährleisten.


§  10
Finanzierung


§  10 Abs. 3 (geändert)


3 Der Finanzierungsanteil der einzelnen Gemeinden 
berechnet sich nach der mittleren Wohnbevölkerung 
des Vorjahres gemäss den Erhebungen der Lustat 
Statistik Luzern1.


3 Der Finanzierungsanteil der einzelnen Gemeinden 
berechnet sich nach der ständigen Wohnbevölkerung
des Vorjahres gemäss den Erhebungen der Lustat 
Statistik Luzern2.


§  11
Information


§  11 Abs. 1 (geändert)


1 Die Ausgleichskasse und die AHV-Zweigstellen sor-
gen zusammen mit den Krankenversicherern für eine
angemessene Information der Bevölkerung über die 
Möglichkeit der Prämienverbilligung.


1 Das Sozialversicherungszentrum und die AHV-
Zweigstellen sorgen zusammen mit den Krankenver-
sicherern für eine angemessene Information der Be-
völkerung über die Möglichkeit der Prämienverbilli-
gung.


1 Gemäss Verordnung über die Errichtung, Organisation und Finanzierung der zentralen Statistikstelle vom 15. Juni 2007, in Kraft seit dem 1. Januar 2008 (G 2007 208), wurde die Bezeichnung «Dienststelle 
Statistik» durch «Lustat Statistik Luzern» ersetzt.


2 Gemäss Verordnung über die Errichtung, Organisation und Finanzierung der zentralen Statistikstelle vom 15. Juni 2007, in Kraft seit dem 1. Januar 2008 (G 2007 208), wurde die Bezeichnung «Dienststelle 
Statistik» durch «Lustat Statistik Luzern» ersetzt.
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


§  12
Anmeldung und Mitwirkungspflicht


§  12 Abs. 1 (geändert)


1 Personen, die Anspruch auf Prämienverbilligung er-
heben, haben bei der Ausgleichskasse das Anmelde-
formular einzureichen sowie die Auskünfte oder Er-
mächtigungen nach § 13 Absatz 1 zu erteilen.


1 Personen, die Anspruch auf Prämienverbilligung er-
heben, haben beim Sozialversicherungszentrum das 
Anmeldeformular einzureichen sowie die Auskünfte 
oder Ermächtigungen nach § 13 Absatz 1 zu erteilen.


§  13
Auskunfts- und Schweigepflicht


§  13 Abs. 3 (geändert)


3 Die Krankenversicherer haben der Ausgleichskasse
folgende Daten mitzuteilen:


3 Die Krankenversicherer haben dem Sozialversiche-
rungszentrum folgende Daten mitzuteilen:
Aufzählung unverändert.


§  14
Prüfung und Ergänzung der Anmeldung


§  14 Abs. 1 (geändert)


1 Die Ausgleichskasse prüft die Anmeldungen auf 
Vollständigkeit. Sie kontrolliert und ergänzt die Perso-
nalien und trägt die zur Berechnung des Anspruchs 
notwendigen Steuerdaten ein. Zu diesem Zweck 
kann sie die erforderlichen Daten von der kantonalen
Einwohnerplattform gemäss § 9 des Registergeset-
zes vom 25. Mai 20091 und von der Steuerdatenbank
gemäss § 135 des Steuergesetzes beschaffen.


1 Das Sozialversicherungszentrum prüft die Anmel-
dungen auf Vollständigkeit. Es kontrolliert und er-
gänzt die Personalien und trägt die zur Berechnung 
des Anspruchs notwendigen Steuerdaten ein. Zu die-
sem Zweck kann es die erforderlichen Daten von der 
kantonalen Einwohnerplattform gemäss § 9 des Re-
gistergesetzes vom 25. Mai 20092 und von der Steu-
erdatenbank gemäss § 135 des Steuergesetzes be-
schaffen.


§  15
Ergänzende Abklärungen


§  15 Abs. 1 (geändert), Abs. 3 (geändert)


1 Die Ausgleichskasse veranlasst die im Einzelfall nö-
tigen zusätzlichen Abklärungen. Sie setzt eine ange-
messene Nachfrist.


1 Das Sozialversicherungszentrum veranlasst die im 
Einzelfall nötigen zusätzlichen Abklärungen. Es setzt 
eine angemessene Nachfrist.


1 SRL Nr. 25
2 SRL Nr. 25



http://srl.lu.ch/data/25/de

http://srl.lu.ch/data/25/de
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


3 Die Ausgleichskasse hat die Nachfrist durch Verfü-
gung festzusetzen und dabei ausdrücklich auf die bei
Ablauf der Nachfrist eintretende Verwirkung des An-
spruchs hinzuweisen.


3 Das Sozialversicherungszentrum hat die Nachfrist 
durch Verfügung festzusetzen und dabei ausdrück-
lich auf die bei Ablauf der Nachfrist eintretende Ver-
wirkung des Anspruchs hinzuweisen.


§  17
Entscheid und Meldungen


§  17 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), 
Abs. 3 (geändert)


1 Die Ausgleichskasse entscheidet über den An-
spruch auf Prämienverbilligung mit Verfügung. Wird 
ein Gesuch gutgeheissen, teilt sie den anspruchsbe-
rechtigten Personen die Höhe der Prämienverbilli-
gung mit.


1 Das Sozialversicherungszentrum entscheidet über 
den Anspruch auf Prämienverbilligung mit Verfügung.
Wird ein Gesuch gutgeheissen, teilt es den an-
spruchsberechtigten Personen die Höhe der Prämi-
enverbilligung mit.


2 Die Ausgleichskasse meldet den zuständigen Kran-
kenversicherern ab Januar des Jahres, für das An-
spruch auf Prämienverbilligung geltend gemacht 
wird, periodisch die für die Direktauszahlung bundes-
rechtlich vorgeschriebenen Daten. In den Fällen von 
§ 8 Absatz 3 geht eine Kopie der Meldung an die zu-
ständige Gemeinde.


2 Es meldet den zuständigen Krankenversicherern ab
Januar des Jahres, für das Anspruch auf Prämienver-
billigung geltend gemacht wird, periodisch die für die 
Direktauszahlung bundesrechtlich vorgeschriebenen 
Daten. In den Fällen von § 8 Absatz 3 geht eine Ko-
pie der Meldung an die zuständige Gemeinde.


3 Der Krankenversicherer teilt der Ausgleichskasse 
innert einer vom Regierungsrat festzusetzenden Frist
mit, ob er die Meldung einer bei ihm versicherten 
Person zuordnen kann. Die Mitteilung enthält die 
bundesrechtlich vorgeschriebenen Daten. Innerhalb 
einer vom Regierungsrat festzusetzenden Frist mel-
det der Krankenversicherer der Ausgleichskasse zu-
dem wesentliche Änderungen im Verhältnis zwischen
ihm und der versicherten Person.


3 Der Krankenversicherer teilt dem Sozialversiche-
rungszentrum innert einer vom Regierungsrat festzu-
setzenden Frist mit, ob er die Meldung einer bei ihm 
versicherten Person zuordnen kann. Die Mitteilung 
enthält die bundesrechtlich vorgeschriebenen Daten. 
Innerhalb einer vom Regierungsrat festzusetzenden 
Frist meldet der Krankenversicherer dem Sozialversi-
cherungszentrum zudem wesentliche Änderungen im
Verhältnis zwischen ihm und der versicherten Per-
son.


§  20
Auszahlung und Verzinsung


§  20 Abs. 1 (geändert), Abs. 4 (geändert), 
Abs. 5 (geändert)
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


1 Ist gegen die Verfügung gemäss § 17 Absatz 1 kei-
ne Einsprache erhoben worden oder ist eine Verfü-
gung in Rechtskraft erwachsen, veranlasst die Aus-
gleichskasse die Auszahlung der Prämienverbilligung
an den jeweiligen Krankenversicherer.


1 Ist gegen die Verfügung gemäss § 17 Absatz 1 kei-
ne Einsprache erhoben worden oder ist eine Verfü-
gung in Rechtskraft erwachsen, veranlasst das Sozi-
alversicherungszentrum die Auszahlung der Prämi-
enverbilligung an den jeweiligen Krankenversicherer.


4 Die Krankenversicherer legen der Ausgleichskasse 
die Jahresrechnung über die erhaltenen Zahlungen 
für die Prämienverbilligung bis zu einem durch den 
Regierungsrat zu bestimmenden Termin vor. Der In-
halt der Jahresrechnung richtet sich nach dem Bun-
desrecht.


4 Die Krankenversicherer legen dem Sozialversiche-
rungszentrum die Jahresrechnung über die erhalte-
nen Zahlungen für die Prämienverbilligung bis zu ei-
nem durch den Regierungsrat zu bestimmenden Ter-
min vor. Der Inhalt der Jahresrechnung richtet sich 
nach dem Bundesrecht.


5 Die Ausgleichskasse hat den jeweiligen Kranken-
versicherern periodisch Zusammenstellungen der bei
ihnen versicherten Personen zu liefern, die Prämien-
verbilligung erhalten haben. Die Zusammenstellun-
gen haben die Daten gemäss § 13 Absatz 3a zu ent-
halten.


5 Das Sozialversicherungszentrum hat den jeweiligen
Krankenversicherern periodisch Zusammenstellun-
gen der bei ihnen versicherten Personen zu liefern, 
die Prämienverbilligung erhalten haben. Die Zusam-
menstellungen haben die Daten gemäss § 13 Absatz 
3a zu enthalten.


§  21
Rückerstattung


§  21 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert) §  21 Abs. 1 (geändert)


1 Leistungen aufgrund dieses Gesetzes, die zu Un-
recht ausgerichtet wurden, sind durch die Ausgleichs-
kasse vom Krankenversicherer zurückzufordern, dem
sie ausbezahlt wurden.


1 Das Sozialversicherungszentrum hat Leistungen 
aufgrund dieses Gesetzes, die zu Unrecht ausgerich-
tet wurden, vom Krankenversicherer zurückzufor-
dern, dem sie ausbezahlt wurden.


1 Das Sozialversicherungszentrum hat Leistungen 
aufgrund dieses Gesetzes, die zu Unrecht ausgerich-
tet wurden, von dem Krankenversicherer zurückzu-
fordern, dem sie ausbezahlt wurden.


2 Der Rückforderungsanspruch verjährt innert eines 
Jahres nach dem Zeitpunkt, in dem die Ausgleichs-
kasse vom Sachverhalt Kenntnis erhielt.


2 Der Rückforderungsanspruch verjährt innert eines 
Jahres nach dem Zeitpunkt, in dem das Sozialversi-
cherungszentrum vom Sachverhalt Kenntnis erhielt.


3.
Gesetz über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV 
vom 10. September 20071 (Stand 1. März 2017) wird 
wie folgt geändert:


1 SRL Nr. 881



http://srl.lu.ch/data/881/de
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


§  6
Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten


§  6 Abs. 1 (geändert)


1 Krankheits- und Behinderungskosten für Leistungen
im Sinn von Artikel 14 Absatz 1 ELG werden über-
nommen, wenn die Leistungen wirtschaftlich und 
zweckmässig sind und die Kosten nicht von Ver-
sicherungen oder Dritten übernommen wurden. Die 
Ausgleichskasse Luzern kann die Wirtschaftlichkeit 
und die Zweckmässigkeit abklären lassen.


1 Krankheits- und Behinderungskosten für Leistungen
im Sinn von Artikel 14 Absatz 1 ELG werden über-
nommen, wenn die Leistungen wirtschaftlich und 
zweckmässig sind und die Kosten nicht von Ver-
sicherungen oder Dritten übernommen wurden. Das 
Sozialversicherungszentrum des Kantons Luzern 
kann die Wirtschaftlichkeit und die Zweckmässigkeit 
abklären lassen.


§  7
Organisation


§  7 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)


1 Die Durchführung dieses Gesetzes wird der Aus-
gleichskasse Luzern übertragen. Der Kanton vergütet
ihr die daraus entstehenden Verwaltungskosten. Die 
Gemeinden tragen 50 Prozent dieser Kosten. Für die
Ermittlung des Anteils der einzelnen Gemeinden gilt 
§ 12 Absatz 3 sinngemäss.


1 Die Durchführung dieses Gesetzes wird dem Sozi-
alversicherungszentrum übertragen. Der Kanton ver-
gütet ihm die daraus entstehenden Verwaltungskos-
ten. Die Gemeinden tragen 50 Prozent dieser 
Kosten. Für die Ermittlung des Anteils der einzelnen 
Gemeinden gilt § 12 Absatz 3 sinngemäss.


2 Die AHV-Zweigstellen nehmen die ihnen von der 
Ausgleichskasse übertragenen Aufgaben aus diesem
Gesetz wahr. Die damit verbundenen Verwaltungs-
kosten trägt die Gemeinde.


2 Die AHV-Zweigstellen nehmen die ihnen vom Sozi-
alversicherungszentrum übertragenen Aufgaben aus 
diesem Gesetz wahr. Die damit verbundenen Verwal-
tungskosten trägt die Gemeinde.


§  8
Information


§  8 Abs. 1 (geändert)


1 Die Ausgleichskasse informiert mögliche an-
spruchsberechtigte Personen in angemessener Wei-
se über die Ergänzungsleistungen. Kantonale und 
kommunale Amtsstellen, Sozialdienste, Beratungs-
stellen und Heime stellen die dazu erforderlichen Da-
ten auf Anfrage kostenlos zur Verfügung.


1 Das Sozialversicherungszentrum informiert mögli-
che anspruchsberechtigte Personen in angemesse-
ner Weise über die Ergänzungsleistungen. Kantonale
und kommunale Amtsstellen, Sozialdienste, Bera-
tungsstellen und Heime stellen die dazu erforderli-
chen Daten auf Anfrage kostenlos zur Verfügung.
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


§  9
Anmeldung


§  9 Abs. 1 (geändert)


1 Ergänzungsleistungen sind mit einem Anmeldefor-
mular in der Regel bei der AHV-Zweigstelle des 
Wohnsitzes oder bei der Ausgleichskasse geltend zu 
machen.


1 Ergänzungsleistungen sind mit einem Anmeldefor-
mular in der Regel bei der AHV-Zweigstelle des 
Wohnsitzes oder beim Sozialversicherungszentrum 
geltend zu machen.


§  12 §  12 Abs. 3 (geändert)


3 Der Anteil der einzelnen Gemeinden am Aufwand 
berechnet sich nach Massgabe der ständigen Wohn-
bevölkerung.


3 Der Anteil der einzelnen Gemeinden am Aufwand 
berechnet sich nach Massgabe der ständigen Wohn-
bevölkerung des Vorjahres gemäss den Erhebungen 
der Lustat Statistik Luzern.


4.
Gesetz über die Familienzulagen (Kantonales Famili-
enzulagengesetz, FZG) vom 8. September 20081 
(Stand 1. Januar 2013) wird wie folgt geändert:


§  6
Durchführungsorgane


§  6 Abs. 2 (geändert)


2 Familienausgleichskassen gemäss Absatz 1b, die 
im Kanton tätig sein wollen, haben sich bei der Ge-
schäftsstelle der kantonalen Aufsichtskommission an-
zumelden.


2 Familienausgleichskassen gemäss Absatz 1b, die 
im Kanton tätig sein wollen, haben sich bei der Ge-
schäftsstelle der kantonalen Aufsichtsbehörde anzu-
melden.


§  13
Kantonale Aufsichtskommission


§  13 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), 
Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (geändert)
Kantonale Aufsichtsbehörde (Überschrift geändert)


1 SRL Nr. 885



http://srl.lu.ch/data/885/de
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


1 Die Aufsichtskommission für die Ausgleichskasse 
Luzern überwacht als kantonale Aufsichtskommission
die Familienausgleichskassen, die im Kanton tätig 
sind.


1 Der Verwaltungsrat für die Ausgleichskasse Luzern 
gemäss dem Gesetz über das Sozialversicherungs-
zentrum vom 1 ist die kantonale Aufsichtsbehörde 
über die Familienausgleichskassen, die im Kanton tä-
tig sind.


2 Die Ausgleichskasse Luzern führt die Geschäftsstel-
le der kantonalen Aufsichtskommission als übertrage-
ne Aufgabe. Der Kanton vergütet der Ausgleichskas-
se die daraus entstehenden Kosten.


2 Die Ausgleichskasse Luzern führt die Geschäftsstel-
le der kantonalen Aufsichtsbehörde als übertragene 
Aufgabe. Der Kanton vergütet der Ausgleichskasse 
die daraus entstehenden Kosten.


3 Die kantonale Aufsichtskommission hat insbesonde-
re folgende Aufgaben:


3 Die kantonale Aufsichtsbehörde hat insbesondere 
folgende Aufgaben:
Aufzählung unverändert.


4 Die im Kanton Luzern tätigen Familienausgleichs-
kassen haben der kantonalen Aufsichtskommission 
oder deren Geschäftsstelle die verlangten Auskünfte 
über die Geschäftsführung zu erteilen.


4 Die im Kanton Luzern tätigen Familienausgleichs-
kassen haben der kantonalen Aufsichtsbehörde oder 
deren Geschäftsstelle die verlangten Auskünfte über 
die Geschäftsführung zu erteilen.


5.
Gesetz über die Arbeitslosenversicherung 
und den Arbeitslosenhilfsfonds (AVAHG) vom 18. Ja-
nuar 20002 (Stand 1. Januar 2015) wird wie folgt ge-
ändert:


§  2
Kantonale Behörde


§  2 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (ge-
ändert)
Kantonale Amtsstelle (Überschrift geändert)


1 SRL Nr. 880
2 SRL Nr. 890
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


1 Die vom Regierungsrat in der Verordnung als zu-
ständig bezeichnete Dienststelle ist die Behörde im 
Sinn von Artikel 85 des Bundesgesetzes über die ob-
ligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insol-
venzentschädigung1 (Bundesgesetz). Sie erfüllt die 
ihr durch das Bundesgesetz übertragenen Aufgaben.


1 Das Geschäftsfeld Wirtschaft und Arbeit des Sozial-
versicherungszentrums des Kantons Luzern gemäss 
dem Gesetz über das Sozialversicherungszentrum 
vom    2 ist die kantonale Amtsstelle im Sinn von Arti-
kel 85 des Bundesgesetzes über die obligatorische 
Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschä-
digung3 (Bundesgesetz). Das Geschäfts-
feld Wirtschaft und Arbeit nimmt alle Aufgaben wahr, 
die das Bundesgesetz der kantonalen Amtsstelle 
überträgt. Es vollzieht diese Aufgaben selbständig 
und handelt in eigenem Namen. Es arbeitet mit der 
Ausgleichskasse und der IV-Stelle nach Massgabe 
des Bundesrechts zusammen.


1 SR 837.0. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
2 SRL Nr. 880
3 SR 837.0. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.



http://db.clex.ch/link/Bund/837.0/de

http://srl.lu.ch/data/880/de
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


2 Der Regierungsrat kann der zuständigen Dienststel-
le weitere Aufgaben zuweisen.


2 Der Regierungsrat kann dem Geschäftsfeld 
Wirtschaft und Arbeit des Sozialversicherungszen-
trums in den Bereichen Wirtschaft und Arbeit weitere 
Aufgaben durch Verordnung übertragen. Dazu gehö-
ren insbesondere die Vollzugsaufgaben der Kantone 
gemäss dem Bundesgesetz über die Arbeitsvermitt-
lung und den Personalverleih vom 6. Oktober 19891, 
dem Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, 
Gewerbe und Handel vom 13. März 19642, dem Bun-
desgesetz über die Heimarbeit vom 20. März 19813, 
dem Bundesgesetz über die flankierenden Massnah-
men bei entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern und über die Kontrolle der in Normalarbeits-
verträgen vorgesehenen Mindestlöhne vom 8. Okto-
ber 19994, dem Bundesgesetz über die Schwarzar-
beit vom 17. Juni 20055 und dem Bundesgesetz über
die Unfallversicherung vom 20. März 19816. Der Re-
gierungsrat regelt die Einzelheiten in einer Verord-
nung. Insbesondere bezeichnet er die notwendigen 
Vollzugs- und Kontrollorgane und legt ihre Aufgaben 
und Befugnisse fest. Er kann den Vollzugs- und den 
Kontrollbehörden Entscheidungsbefugnisse einräu-
men. Die Vollzugs- und die Kontrollbehörden vollzie-
hen ihre Aufgaben selbständig und handeln in eige-
nem Namen.  


3 Er kann für einzelne Sachbereiche beratende Kom-
missionen einsetzen.


3 Der Regierungsrat kann für einzelne Sachbereiche 
beratende Kommissionen einsetzen.


§  3
Regionale Arbeitsvermittlungszentren


§  3 Abs. 4 (geändert)


1 SR 823.11
2 SR 822.11
3 SR 822.31
4 SR 823.20
5 SR 822.41
6 SR 832.20



http://db.clex.ch/link/Bund/832.20/de

http://db.clex.ch/link/Bund/822.41/de

http://db.clex.ch/link/Bund/823.20/de

http://db.clex.ch/link/Bund/822.31/de

http://db.clex.ch/link/Bund/822.11/de

http://db.clex.ch/link/Bund/823.11/de
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


4 Die regionalen Arbeitsvermittlungszentren sind der 
zuständigen Dienststelle angegliedert. Der Regie-
rungsrat kann ihnen Aufgaben der zuständigen 
Dienststelle und der Gemeindearbeitsämter übertra-
gen.


4 Die regionalen Arbeitsvermittlungszentren sind dem
Geschäftsfeld Wirtschaft und Arbeit des Sozialversi-
cherungszentrums angegliedert. Der Verwaltungsrat 
des Sozialversicherungszentrums kann ihnen Aufga-
ben im Bereich der Arbeitslosenkasse, des Arbeits-
marktes und der Gemeindearbeitsämter übertragen.


§  4
Arbeitslosenkasse des Kantons Luzern


§  4 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)


2 Sie ist der zuständigen Dienststelle unterstellt. 2 Sie ist dem Sozialversicherungszentrum unterstellt.


3 Der Regierungsrat erlässt das Kassenreglement ge-
mäss Artikel 79 Absatz 1 des Bundesgesetzes.


3 Der Verwaltungsrat des Sozialversicherungszen-
trums erlässt das Kassenreglement gemäss Artikel 
79 Absatz 1 des Bundesgesetzes.


§  5
Arbeitsämter der Gemeinden


§  5 Abs. 2 (geändert)


2 Die Arbeitsämter der Gemeinden erbringen gegen-
über den Versicherten administrative Hilfestellungen 
bei der Anmeldung zur Arbeitsvermittlung und bei der
Datenerhebung für die Bezugsberechtigung. Sie 
leiten die erforderlichen Unterlagen nach den Anord-
nungen der zuständigen Dienststelle an die zuständi-
ge Arbeitslosenkasse oder das zuständige regionale 
Arbeitsvermittlungszentrum weiter.


2 Die Arbeitsämter der Gemeinden erbringen gegen-
über den Versicherten administrative Hilfestellungen 
bei der Anmeldung zur Arbeitsvermittlung und bei der
Datenerhebung für die Bezugsberechtigung. Sie 
leiten die erforderlichen Unterlagen nach den Anord-
nungen des Geschäftsfeldes Wirtschaft und Arbeit an
die zuständige Arbeitslosenkasse oder das zuständi-
ge regionale Arbeitsvermittlungszentrum weiter.


§  9
Zweck


§  9 Abs. 1 (geändert)


1 Der Kanton führt einen Arbeitslosenhilfsfonds. 1 Das Sozialversicherungszentrum führt für den 
Kanton einen Arbeitslosenhilfsfonds.


§  14
Erhebung der Beiträge


§  14 Abs. 3 (geändert)
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Geltendes Recht
Ergebnis der 1. Beratung im KR vom 18. Juni
2018


Anträge der RK vom 4. Juli 2018 für die 2. 
Beratung


3 Die Ausgleichskasse Luzern überweist der zustän-
digen Dienststelle die eingegangenen Beiträge je-
weils bis zu einem durch Verordnung festzulegenden 
Termin. Sie erstellt für die Dienststelle jährlich eine 
Beitragsabrechnung.


3 Die Ausgleichskasse Luzern überweist dem Sozial-
versicherungszentrum die eingegangenen Beiträge 
jeweils bis zu einem durch Verordnung festzulegen-
den Termin. Sie erstellt für das Sozialversicherungs-
zentrum jährlich eine Beitragsabrechnung.


III.


1. Gesetz über die Einführung des Bundesgesetzes 
über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom
7. September 19921 (Stand 1. Januar 2016) wird auf-
gehoben.


2. Gesetz über die Einführung des Bundesgesetzes 
über die Invalidenversicherung vom 7. Septem-
ber 19922 (Stand 1. Juni 2013) wird aufgehoben.


IV.


     Das Gesetz tritt unter dem Vorbehalt der Genehmi-
gung des Bundes in Kraft. Der Regierungsrat be-
stimmt das Inkrafttretens. Das Gesetz unterliegt dem 
fakultativen Referendum.


     


Luzern,


Im Namen des Kantonsrates
Die Präsidentin:
Der Staatsschreiber:


1 SRL Nr. 880
2 SRL Nr. 882



http://srl.lu.ch/data/882/de

http://srl.lu.ch/data/880/de



